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Preußiſche Geſetzſammlung 


Tag Inhalt: Seite 
24.11.26. Geſetz zur Anderung der Golbahgabenperord nung; ? 305 
20.11.26. Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen vom 1. Mai 1923 (Gejekjamml. S. 157) und 

vom 30. September 1926 (Geſetzſamml. S. 263), betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der 


(Nr. 13168.) Geſetz zur Anderung der Goldabgabenverordnung. Vom 24. November 1926. 


Dent hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 

Hinter §3 der Verordnung über die Feſtſetzung und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der Grund— 
lage der Goldmark (Goldabgabenverordnung) vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) wird folgender 
§ 3a eingefügt: 5 

9 3a 5 

(1) Sind entrichtete Staatsſteuern, kommunale Abgaben (einſchließlich der Umlagen von 
Gemeindeverbänden) oder Landwirtſchafts⸗, Handels⸗ oder Handwerkskammerbeiträge aus 
den in den $$ 128, 129 der Reichsabgabenverordnung genannten Gründen ganz oder teilweiſe 
zu erſtatten, jo iſt der zu erſtattende Betrag, wenn er fünfzig Reichsmark überſteigt, von der Ent⸗ 
richtung an mit fünf vom Hundert zu verzinſen; Zinsbeträge unter einer Reichsmark werden 
nicht ausbezahlt. Dies gilt nicht für die Stempelſteuer. 

(2) Für die Zeit vor dem 1. Oktober 1926 werden auf Grund dieſer Vorſchrift keine 
Zinſen gewährt. 

Artikel 2. 

Der II. Abſchnitt ($$ 9 bis 11) der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 40) in der Faſſung vom 28. Auguſt 1924, 13. November 1924 und 12. Oktober 1925 (Geſetzſamml. 
1924 S. 601, 735 und 1925 S. 139) erhält unter Wegfall der 10 und 11 folgende Faſſung: 


II. Verzugszinſen 
89. 

(1) Wird die Zahlung von Staatsſteuern, kommunalen Abgaben leinſchließlich der Um- 
lagen von Gemeindeverbänden und der Beiträge zur Landesſchulkaſſe) oder Landwirtſchafts⸗, 
Handels- und Handwerkskammerbeiträge nicht rechtzeitig geleiſtet, ſo ſind, ſofern die Zahlung 
nicht geſtundet iſt, Zinſen zu zehn vom Hundert von der Fälligkeit an zu zahlen. Die Miniſter 
der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, zur Anpaſſung an die für Reichsſteuern 
geltenden Vorſchriften den Zinsfuß zu ermäßigen. 

e) Abf. gilt nicht für die Stempelſteuer. 


Artikel 3. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Beſtimmungen im I. und IL. Abſchnitt der Verordnung 

über die Feſtſetzung und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der Grundlage der Goldmark (Goldabgaben— 

verordnung) vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) und im III. Abſchnitt des Geſetzes zur An⸗ 

paſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361), ſoweit 

ſie nicht veraltet ſind, unter Berückſichtigung der ſpäteren Anderungen und unter Anpaſſung an die neue 

Währungsgeſetzgebung des Reichs in neuer Paragraphenfolge als „Geſetz zur Ergänzung der Abgaben⸗ 
geſetze“ bekanntzumachen. 

(VBierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 10. Dezember 1926.) 
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i N Artikel 4. 
(1) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1926 an in Kraft. : 


(2) Iſt vor dem 1. Dezember 1926 eine Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszuſchlägen ent⸗ 
ſtanden, ſo werden die Verzugszuſchläge nur noch inſoweit erhoben, als die halben Monate, auf die die 
Verzugszuſchläge entfallen, vor dem 1. Dezember 1926 abgelaufen ſind. Soweit hiernach Verzugszu⸗ 
ſchläge nicht zur Erhebung gelangen, werden Verzugszinſen erhoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 


Berlin, den 24. November 1926. 


n a Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13169.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen vom 1. Mai 1923 (Geſetzſamml. 
S. 157) und vom 30. September 1926 (Geſetzſamml. S. 263), betreffend vorläufige Anderung 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedens vertrags. Vom 20. November 1926. 


Der Preußiſche Landtag hat die auf Grund des Artikels 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächti⸗ 
gung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen 
und der Ausführung des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſenen Verordnungen vom 1. Mai 1923 
(Geſetzzamml. S. 157) und vom 30. September 1926 (Geſetzſamml. S. 263), betreffend vorläufige Anderung von 
Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, genehmigt. 


Berlin, den 20. November 1926. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 
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